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Antrag 
 
 
der Fraktion der SPD 
 
 
Prävention bei seelischen Erkrankungen stärken: Gewalttaten verhindern – was NRW 
jetzt tun kann 
 
 
I. Ausgangslage 
 
Gewalt gegenüber Beschäftigten im Gesundheits- und Sozialwesen nimmt seit Jahren deutlich 
zu. Insbesondere Pflegekräfte, Ärztinnen und Ärzte, Therapeutinnen und Therapeuten sowie 
Mitarbeitende in psychiatrischen Einrichtungen berichten von verbaler Aggression, Bedrohun-
gen und körperlicher Gewalt. Gleichzeitig steigt auch die Zahl der Menschen mit seelischen 
Belastungen oder akuten Krisen, die im Gesundheitssystem auf Hilfe angewiesen sind. Die 
Deutsche Gesellschaft für Psychiatrie, Psychotherapie, Psychosomatik und Nervenheilkunde 
(DGPPN) weist in ihrem Positionspapier zur Prävention von Gewalttaten (2026)1 sowie in ihren 
Empfehlungen zu Psychisch-Kranken-Hilfegesetzen (2025)2 eindringlich darauf hin, dass Ge-
waltprävention, seelische Gesundheit und strukturelle Verantwortung zusammengedacht wer-
den müssen. 
 
Die DGPPN betont, dass Gewalt häufig nicht zufällig entstehe, sondern aus einem Zusam-
menspiel unzureichender präventiver Versorgung, fehlender Krisendienste, langer Wartezei-
ten, sozialer Belastungslagen und unklarer Verantwortlichkeiten. Prävention beginnt daher 
nicht erst in der medizinischen Behandlung, sondern vor allem in der kommunalen Infrastruk-
tur: niedrigschwellige psychosoziale Angebote, funktionierende Präventionsketten, gute Ko-
operation zwischen Hilfesystemen und eine klare Zuständigkeit für Krisenintervention sind 
grundlegende Voraussetzungen für Sicherheit – sowohl für Betroffene als auch für Beschäf-
tigte. Dabei müssen alle Aspekte von Gewalt berücksichtigt werden. Dazu gehören insbeson-
dere auch Gewalttaten, die sich gegen Menschen mit Migrationshintergrund oder aus Frauen 
richten. Die Hintergründe von geschlechts- und herkunftsspezifischer Gewalt müssen daher 
genau untersucht und vorgebeugt werden. Darüber hinaus hat die Landesregierung auf meh-
rere Kleine Anfragen der SPD-Fraktion eingestanden, dass zur Häufigkeit der Gewalttaten ge-
gen Gesundheitspersonal keine Daten erfasst werden. 
 
Besonders die Kommunen stehen angesichts wachsender psychosozialer Herausforderungen 
unter Druck. Sie tragen bereits heute Verantwortung für soziale Hilfen, Präventionsarbeit, Ord-
nungsstrukturen und Gesundheitsförderung, werden jedoch von der Landesregierung häufig 

 
1 https://www.dgppn.de/_Resources/Persistent/808e69e829eb0ff2a3a235352df67cf738ffc4d4/2025-
12-09_DGPPN%20Empfehlungen%20zu%20PsychKHGs.pdf 
2 https://www.dgppn.de/_Resources/Persistent/4a43e25e5cbbd478e-
abca991860146cdb4c501e5/DGPPN_Positionspapier_Pr%C3%A4vention%20von%20Gewaltta-
ten_05022026_web.pdf 
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ohne ausreichende Ressourcen oder klare Rechtsgrundlagen gelassen. In vielen Regionen 
fehlen kommunale Krisendienste, interdisziplinäre Netzwerke, verlässliche Anlaufstellen für 
Betroffene oder Strategien zur frühzeitigen Gewaltprävention – damit dies gewährleistet wer-
den kann, braucht es eine strukturelle und finanzielle Stärkung der Gemeindepsychiatrischen 
Verbünde. Dazu muss die Landesregierung die Unterstützung zum Aufbau und Weiterentwick-
lung Gemeindepsychiatrischer Verbünde noch stärker intensivieren und an den wachsenden 
Bedarf über 2026 hinaus anpassen. 
 
Auch in psychiatrischen Einrichtungen führen Personalmangel, bauliche Überlastung und der 
steigende Anteil schwerer Krankheitsbilder zu Stresssituationen, die das Risiko von Gewalt 
erhöhen. Um die Situation nachhaltig zu verbessern und Personal zu schützen und die Le-
bensqualität der betroffenen Personen angemessen zu gestalten, sind u. a. verbindliche Qua-
litätsstandards, bessere Finanzierung, ausreichende Personalausstattung, multiprofessionelle 
Teams und klare gesetzliche Rahmenbedingungen für Kriseninterventionen notwendig. 
 
Gleichzeitig wächst der Bedarf an Hilfe enorm: seelische Erkrankungen zählen seit Jahren zu 
den Hauptursachen für Arbeitsunfähigkeit und Frühverrentung. Die seelische Gesundheit der 
Bevölkerung ist ein zentraler Faktor für gesellschaftlichen Zusammenhalt, wirtschaftliche Sta-
bilität und individuelle Lebensqualität. Prävention und Versorgung müssen daher nicht nur me-
dizinisch, sondern sozialräumlich gedacht werden – mit einer starken kommunalen Rolle. Da-
bei gilt der Grundsatz: Prävention zahlt sich aus. Wenn jetzt in die richtigen Maßnahmen in-
vestiert und die Kommunen gezielt unterstützt werden, dann profitieren davon zukünftig alle. 
 
Gerade bei Kindern, Jugendlichen und Familien zeigt sich eine wachsende Versorgungslücke, 
die erhebliche Folgen für seelische Gesundheit und gesellschaftliche Stabilität haben kann. 
Frühe Krisenintervention – wie sie auch die DGPPN klar empfiehlt – ist entscheidend, um Es-
kalationen, Chronifizierungen und spätere Gewaltrisiken zu verhindern. Doch landesgeför-
derte Programme zur frühen Erkennung, Behandlung und Krisenintervention sind in NRW bis-
her nicht flächendeckend verfügbar, häufig unterfinanziert oder nicht nachhaltig gesichert. An-
gebote der Jugendhilfe, Familienberatung, Schulsozialarbeit und Kinder- und Jugendpsychi-
atrie stoßen vielerorts an ihre Kapazitätsgrenzen. Eine systematische Stärkung und verlässli-
che Finanzierung solcher Programme ist daher unabdingbar, um seelische Krisen frühzeitig 
abzufangen, Familien zu entlasten und langfristig Gewalt, Schulabbrüche, familiäre Eskalatio-
nen sowie stationäre Unterbringungen zu verhindern. 
 
Das Land Nordrhein-Westfalen steht somit vor der Aufgabe, seelische Gesundheit systema-
tisch zu stärken, Beschäftigte zu schützen und kommunale Strukturen zu befähigen, ihre Auf-
gaben wirksam wahrzunehmen. Gewaltprävention im Gesundheitswesen ist kein isoliertes Si-
cherheitsproblem, sondern eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Die Landesregierung muss 
hier ihrer Verantwortung nachkommen und klare Rahmenbedingungen sowie angemessene 
Unterstützung bereitstellen.  
 
Bisher gibt es von der Landesregierung und den regierungstragenden Fraktionen keine nen-
nenswerten Initiativen, um die flächendeckende Sicherstellung für eine gute Versorgung der 
seelischen Gesundheit in NRW sicherzustellen. Mit dem Antrag (Drs 18/17461) zur Fortschrei-
bung des Landespsychiatrieplans in NRW sind keine verbindlich wirksamen Lösungen be-
schlossen worden, die die Landesregierung umsetzen muss. Es wurden lediglich Empfehlun-
gen an die Landesregierung gerichtet, wie z.B. „(…) auf präventiv, koordiniert und kontinuier-
lich ausgestaltete Angebote für diejenigen Menschen hinzuwirken, bei denen auf Grund ihrer 
psychischen Erkrankung ein stark erhöhtes Risiko für Handlungen besteht, (…)“ oder „(…) 
koordinierte und transparente Fallberatungen über Zuständigkeitsgrenzen hinweg zu fördern 
(…)“. Nennenswerte Handlungen/Maßnahmen, die die Landesregierung auf Basis dieses 
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Antrags durchgeführt wurden, sind nicht bekannt. Deshalb ist es jetzt dringend notwendig, 
dass die Landesregierung geeignete Maßnahmen umsetzt. 
 
II. Der Landtag stellt fest, dass 
 

• Gewalt gegen Beschäftigte sowie Patientinnen und Patienten im Gesundheitswesen in 
NRW mit einem respektvollen Arbeits- und Pflegeumfeld unvereinbar ist, 

• Prävention von Gewalt und Förderung seelischer Gesundheit untrennbar miteinander 
verbunden sind, 

• Die DGPPN in ihren aktuellen Positionspapieren zentrale Handlungsempfehlungen for-
muliert, die bisher nicht ausreichend aufgegriffen wurden, 

• Kommunen eine Schlüsselrolle in der psychosozialen Versorgung und Gewaltprävention 
haben, aber von der Landesregierung nicht mit ausreichenden Ressourcen, klaren Stan-
dards oder nachhaltiger Finanzierung ausgestattet werden, 

• Seelische Gesundheit ein entscheidender Faktor für gesellschaftliche Teilhabe, Präven-
tion, Sicherheit und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit ist. 

 
III. Der Landtag fordert die Landesregierung auf, 
 
 eine umfassende Landesstrategie „Gewaltschutz & Seelische Gesundheit NRW 2030“ 

zu entwickeln und umzusetzen – basierend auf den Empfehlungen der DGPPN und un-
ter enger Einbindung der Kommunen. Diese soll mindestens folgende Maßnahmen ent-
halten: 

 
1. Kommunale Strukturen stärken: 

 

• zur Förderung und Weiterentwicklung Gemeindepsychiatrischer Verbünde muss 
die Landesregierung die Förderung an den wachsenden Bedarf über 2026 hinaus 
intensivieren, 

• landesweit einheitliche, 24/7 erreichbare kommunale psychosoziale Krisendienste 
einführen und dauerhaft finanzieren. Dabei sollen in einem ersten Schritt Modell-
kommunen ausgewählt werden, um den Erfolg der Krisendienste zu evaluieren. 
Hierbei dürfen die Kommunen in der Personalsituation nicht weiter überlastet wer-
den und insbesondere höhere Kosten durch bspw. Nachtzuschläge vom Land 
NRW abgefedert werden, 

• kommunale Präventionsketten für seelische Gesundheit etablieren, stärken und 
strukturell fördern, 

• Kommunen bei der Entwicklung kommunaler Gewaltschutzkonzepte unterstützen 
– inklusive Schulungen, Standards und finanzieller Förderung, 

• eine landesweite Koordinierungsstelle für kommunale Psychiatrieplanung einrich-
ten. 

 
2. Schutz von Beschäftigten im Gesundheitswesen verbessern: 

 

• verbindliche Gewaltschutzstandards in allen Einrichtungen des Gesundheits- und 
Sozialwesens einführen, 

• Personalqualifikation und Teamstrukturen stärken, einschließlich Deeskalations-
trainings, Supervision und multiprofessioneller Teams, wie von der DGPPN emp-
fohlen, 

• die Hintergründe geschlechts- und herkunftsspezifischer Gewalt zu untersuchen 
und geeignete Maßnahmen einzusetzen, um diese zu verhindern, 
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• ein Förderprogramm „Sichere Gesundheits- und Pflegeeinrichtungen“ auflegen 
(bauliche Sicherheit, Alarmtechnik, Raumkonzepte). 

 
3. Seelische Gesundheit systematisch fördern: 

 

• den Ausbau von niedrigschwelligen seelischen Hilfsangeboten (Beratungsstellen, 
mobile Teams, digitale Angebote) finanziell unterstützen, 

• flächendeckende kommunale Programme zur Suizidprävention, analog zu 
DGPPN-Empfehlungen, ermöglichen, 

• landeseigene Programme zur frühen Krisenintervention bei Kindern, Jugendlichen 
und Familien stärken. 

 
4. Gesetzliche Grundlagen modernisieren: 

 

• die Empfehlungen der DGPPN zu den Psychisch-Kranken-Hilfegesetzen (hier: 
PsychKG NRW) prüfen und entsprechend zu überarbeiten, 

• klare Zuständigkeiten für Krisenintervention, Gefahrenabwehr und Hilfesysteme 
schaffen. 

 
5. Forschung, Daten und Qualität verbessern: 

 

• ein Landesmonitoring Gewalt im Gesundheitswesen einführen und die Kriminal-
statistik NRW und/oder andere passgenaue Instrumente um Gewalttaten im Ge-
sundheitswesen zu erweitern, 

• die wissenschaftliche Begleitung kommunaler Modellprojekte sicherstellen. 
 

6. Dialog und Kooperation stärken: 
 
 Einrichtung eines Runden Tisches „Seelische Gesundheit & Gewaltschutz NRW“ 

mit Kommunen, Fachgesellschaften, Beschäftigtenvertretungen, Trägern und Be-
troffenen. 
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Thorsten Klute  
Lena Teschlade  
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und Fraktion 
 


